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Durchführungsverordnung zum

Gesetz über den Waffengebrauch
der Forst - und Jagdschutzberechtigten sowie der Fischerei -

beamten und Fischereiaufseher .

( Vom 7. März 1935. )

Gemäß 8 4 des Gesetzes über den Waffengebrauch der
Forst - und Jagdschutzberechtigten sowie der Fischeérei -
beamten und Fischereiaufseher vom 26. Februar 1935
( RGBl .IJ S. 313 ) wWird folgendes verordnet :

815

Zum Waffengebrafich berechtigte Personen .

Zum Waffengebrauch nach den Vorschriften des Ge -
Setzes sind be rechtigt : alle im Forst - , Jagd - und Fischerei -
schutz tätigen ( einschließlich der im Vorbereitungsdie nst
befindlichen oder widerruflich angestellten ) Beamtel und

Angestellten des Staates , der Gemeinden , Körperschaften
und Stiktungen sowie von Privatpersonen , soweit ihr An -

stellungsver rhältnis den beésonderen Bedingungen des 81
Absatz 1 des Gesetzes entspricht .

8. 25

Dienstkleidung , Dienstabzeichen ,
Bewaffnung .

(1) Beim Waffengebrauch haben sich die dazu berech -

tigten durch Dienstkleidung oder Dienstabzeichen auszu -
weisen , sofern sie nicht erkennbar mit anderen zum
Waffengebrauch Berecͤhtigten , die Dienstkleidung oder
Dienstabzeichen tragen , zusammenwirken .

(2) Zum Waffengébrauch sind alle im Forst - Jagd - und
Fischereischutz sowie im polizeilichen Sicherheitsdienst
üblichen Hieb - , Stoß - und Schußwaffen zugelassen .

§ 38.

Voraussetzung des Waffengebrauchs

(1) Der Waffengebrauch ist zulässig :
a) Im Falle der Notwehr . Notwehr ist diejenige

Verteidigung , die erforderlich ist , um einen
gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff oder eine
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erkennbar ernstliche tätliche Bedrohung von sich
oder einem andeèren abzuwenden ! .

b) Zur Uberwindung tätiger Gewaltanv endung ge -
gen den Schutzbeérechtigten oder die von ihmein
rechtmäſßiger Dienstausübung getroffenen Maß⸗
nahmen .

c) Zur Anhaltung von Personen , die sich ihrer er -
kolgten oder bevorstehenden Festnahme durch
die Flucht zu entziehen versuchen , es sei denn .
daſß sie dem Schutzberechtigten békannt sind .

Das Recht zum Waffengebrauch erstredet sidt auf
alle Dienstobliegenheiten des Forst - , Jagd - und Fischerei -
Schutzes innerhalb des örtliken Bereiches , für den der
Schutzberechtigte bestellt oder bestätigt ist . Außerhalb
dieses Bereiches sind die Schutzberechtigten nur in Not -
källen zum Waffengebrauch befugt , insbesondere bei Ver -
kolgung eines Flüchtigen auf frischer Tat und zur Ver⸗
kolgung und Wiederergreifung Entlaufener .

2)

§4 .

Beschränkungen
(1) In allen Fällen hat dem Schußwaffengebrauch ein

den Umständen entsprechender Anruf „ Halt ( oder ich
schießle ) ! “, Hände hoch ( oder ich schiefle ) ! “ oder ein
Warnungsschufl vorauszugehen , wenn dies ohne Gefähr -
dung der Festnahme oder des Schutzberechtigten ge -Schehen kann . Lebensgefährlidie Verletzungen sind nach
Möglichkeit zu vermeiden .

(2) Flüchtet der Täter auf einem Land - oder Wasser⸗
kahrzeug , auf einem Reittier oder mit einem Lasttier . 50
ist die Waffeneinwirkung in erster Linie auf die Un -
brauchbarmachung des Verkehrsmittels oder Verletzung
des Reit - , Jug - oder Lasttiers zu richten , wenn dadurch
die Flucht vereitelt werden kann .

(3) Unzulässig ist der Gebrauch von Schuſtwaffen ge -gen Personen , die sich offenbar nur einer geringfügigen
Zuwiderhandlung schuldig gemacht haben oder im Kindes -
alter stehen . Ferner darf von der Schußwaffe kein Ge -

Nach 8 1. Abs. 2 des Gesetzes ist die Voraussetzung der Notwehrinsbesondere auch dann gegeben , wenn die angehaltenen oder flüch -tigen Personen der Kufforderung , Waffen oder andere gefährliche Werk⸗zeuge niederzulegen , nicht sofort nachkommen oder die niedergelegtenohne ausdrückliche Erlaubnis wieder aufzunehmen sich anschicken .
20⁷
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brauch gemacht werden , wenn dadurch unbèteiligte Dritte
in Gefahr gèraten ! .

§ 5.

Anderweitige Dienstverrichtungen und
an dere Vollzugsbeamte .

(1) Die Vorschriften des Gesetzes und dieser Verord -

nung finden entsprechende Anwendung , wenn die Forst - ,

Jagd - und Fischereischutzberechtigten als Hilfsbeamte der
Staatsanwaltschaft oder im Grenzaufsichtsdienst oder im -
Bahnschutz tätig sind .

(2) Werden die Vollzugsbeamten des Polizeidienstes ,
Grenzaufsichtsdienstes und Bahnschutzes im Forst - , Jagd —
oder Fischereischutz tätig , so richtet sich ihre Befugnis
zum Waffengebrauch nach den sonst für sie geltenden
Bestimmungen .

§ 6.

Verhalten nach dem Waffengebrauch .

(1) Der Schußberechtigte hat die unmittelbaren Folgen
des Gebrauchs der Schußwaffe festzustellen , sobald dies
ohne Gefährdung seiner Person oder wichtiger Tat -
umstände und Béeweismittel geschehen Kkann. Verletzten
ist nach Möglichkeit der notwendige Beistand zu leisten .

(2) Von jedem Waffengebrauch ist der Ortspolizei -
behörde , in Landkreisen auch dem nächsten Gendarmerie -
posten , und dem unmittelbaren Dienstvorgesetzten des
Schutzberechtigten Anzeige zu erstatten , in wickhtigen
Fällen ist außerdem der Landeskriminalpolizeistelle so -
kort durch Fernsprecher oder Fernschreiber Mitteilung zu
machen .

(3) Bis zur Aufnahme der Ermittlungen durch die
Polizeibehörden sind die Forst - , Jagd - und Fischerei -
schutzbeérechtigten verpflichtet , alle keinen Aufschub dul -
denden Maſnahmen zur Ergreifung des Täters und zur
Sicherung von Beweismitteln zu treffen .

Von der Schußwaffe darf nach § 3 Abs. 2 des Gesetzes , mit Aus-
nahme der Abwehr eines unmittelbaren Angriffs auf die Person , über -

ipt nur Gebrauch gemacht werden , wenn die Anwendung anderer
Waffen erfolglos geblieben ist oder offensichtlich nicht zum Ziele
führen würde .

Stuns
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